Wien, Donnerstag den 9. Juni 1881. 


XIV. Jahrgang. Nr. 23. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a. 


erwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pranumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 


ä ationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer jammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
mn vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


D Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweise je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift wit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 77 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. 


— Reclamatienen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


An unſere Feler! 


Wir laden zur Pränumeration auſ das dritte Quartal der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung 1881“ freundlichſt ein. Der 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne 
dieſe Beilage 1 fl. 

Gleichzeitig ertauben wir uns diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtand 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. 

Als Zahlungsmittel empſehlen wir die Poſtanweiſung zu benützen. 


— —— — — — m — 


Zn halt. 


Ein Beitrag zur Frage über die Claſſenvermögen in Gemeinden. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Koſtenforderung des für die Gemeinde behufs der Intervention beim gericht— 
lichen Richtigſtellungsverfahren in Angelegenheit der Grundbuchsanlegung be— 
ſtellten fachkundigen Vertreters kann von der die Zahlung weigernden 
Gemeinde im Wege der politiſchen Execution eingebracht werden. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Ein Beitrag zur Frage über die Claſſenvermögen in 
Gemeinden. 


Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Die rechtlichen Fragen in Betreff der Claſſenvermögen ſind unſeren 
Leſern nicht mehr ganz fremd. Schon in Nr. 48 und 49 de 1879 
dieſer Zeitſchrift wurde ein Artikel des Landesausſchuß⸗Mitgliedes Her- 
man nach dem Grazer Volksblatte gebracht, welcher die beſtehenden 
Claſſenvermögen als reine Genoſſenſchaftsvermögen, unabhängig von der 
heutigen politiſchen Gemeinde, darſtellt, und mit einem Geſetzentwurfe 
für die künftige Verwaltungsreſorm dieſer Vermögen ſchließt. Die Ten⸗ 
denz dieſes Artikels iſt weſentlich darauf gerichtet, an der Hand von 
Beiſpielen und durch geſchichtlichen Nachweis den rein privaten Charakter 
dieſer Claſſenvermögen gegen jene Anſchauung zu vertreten, welche ſie 
als Eigenthum der heutigen politiſchen Gemeinde — der Rechtsnach⸗ 
folgerin der alten Bürgerſchaft — erklärt. Gerade für dieſe Auf— 
faſſung trat aber das Landesausſchuß⸗Mitglied Pairhuber in Nr. 21 
und 22 de 1880 dieſer Zeitſchrift ein. Nach Pairhuber's Ausführungen 
ſpricht die rechtliche Vermuthung in der Regel für den Charakter von 
Gemeindevermögen und dürften die Sondervorrechte einzelner Claſſen 


von Gemeindemitgliedern oft auf Uſurpationen zurückzuführen ſein, denen 
bei der Errichtung unſerer modernen Gemeinde nicht mit der, in ihrem 
Intereſſe nöthigen Energie entgegengetreten wurde. 

Was in einzelnem Falle Rechtens, wird ſich wohl ſchwer prin— 
cipiell entſcheiden laſſen. Das Beſtehende läßt ſich überhaupt nicht 
immer in einfache Formeln einpaſſen, und die Wahrheit liegt oft gerade 
bei ſo divergenten Meinungen in der Mitte. Das eine iſt allerdings 
ſicher, daß die Rechte der politiſchen Gemeinde, wo fie beſtanden, bei 
den Umwandlungen in der neuen Zeit nicht immer gehörig gewahrt wurden, 
doch iſt dies wohl eine der Conſequenzen unſerer Gemeinde-Autonomie, 
welche ein energiſches Eingreifen nur zu häufig hindert. Andererſeits 
muß auch zugeſtanden werden, daß die heutige unklare Geſtaltung der— 
artiger Verhältniſſe einer gedeihlichen Entwicklung des Gemeindelebens 
nicht förderlich iſt, und daß ſich derartige Fragen überhaupt nicht durch 
Decennien ungelöſt hinſchleppen ſollen 

Nach den Ausführungen Herman's ſcheint die Frage zwar höchſt 
einfach gelöſt, aber er beruft ſich bei ſeiner Argumentation vor— 
zugsweiſe auf ein Beiſpiel, welches bei näherer Betrachtung durchaus 
nicht eine ſo einfache Sachlage darbietet, wie aus dem Aufſatze hervor— 
zugehen ſcheint, ſondern im Gegentheil Complicationen aufweiſt, welche 
die gemachten Schlußſolgerungen unzuläſſig erſcheinen laſſen. Das Bei⸗ 
ſpiel iſt das ſog. bürgerl. Factoreivermögen Leobens, weitaus das 
bedeutendſte der Claſſenvermögen. Wir gedenken nun nicht, die Eigenthums⸗ 
frage dieſes Vermögens zu erörtern, ſondern wollen nur in Verfolg 
der von Herman über dieſes Vermögen gemachten Mittheilungen nach— 
weiſen, daß dasſelbe dem von ihm aufgeſtellten Schema nicht entſpricht, 
und daß die mit dieſem Vermögen für das Gemeindeleben in Leoben 
beſtehenden Schwierigkeiten durch den projectirten Geſetzentwurf nicht 
behoben werden können. Vor Allem ſcheint Herman den Fall nicht 
berückſichtigt zu haben, daß ſämmtliche Gemeindeauslagen, ſoweit ſie 
nicht aus den Vermögenserträgniſſen der politiſchen Gemeinde gedeckt 
erſcheinen, aus den Erträgniſſen des Claſſenvermögens zu begleichen ſind, 
und daß ſich daraus unmittelbar ein Mitverwaltungsrecht der Gemeinde 
ergeben müßte. Er ſagt nämlich: „Bezüglich dieſes Vermögens liegt 
vor, daß ſelbes ſeit jeher und ohne Widerſpruch abgeſondert vom Ver⸗ 
mögen der politiſchen Gemeinde und unabhängig von dieſer nach 
dem Verwaltungsnormale durch den bürgerl. Wirthſchaftsausſchuß ſelbſt⸗ 
ſtändig verwaltet wird.“ Da aber dieſem Wirthſchaftsausſchuſſe der 
Bürgermeiſter mit den Gemeinderäthen als Vertreter der Gemeinde mit 
Sitz und Stimme angehören, ſo wird ſich die erwähnte Unabhängigkeit 
wohl etwas modificiren, und man iſt vielmehr berechtigt, eine Mit- 
verwaltung der Gemeinde anzunehmen. Die Vertretung der Gemeinde 
im Wirthſchaftsausſchuſſe wurde übrigens durch das auch von Herman 
citirte Verwaltungsnormale feſtgeſtellt, und die heutige Gemeindevertre— 
tung iſt an Stelle der früheren magiſtratualen Verwaltung getreten. Jeden⸗ 
falls iſt der Grund dieſer Beſtimmung die Wahrung der Rechte der Ge— 
meinde oder, wie es im Normale heißt, „der civiſchen Caſſa“. Die Stel⸗ 
lung des Bürgermeiſters im Ausſchuſſe iſt auch noch durch eine Reihe 


von Beſtimmungen im Normale näher präcifirt, und es kommt dem⸗ 
ſelben insbeſondere das Recht der Wahlausſchreibung für die aus den 
Antheilsbeſitzern zu wählenden Ausſchußmitglieder zu. Hierin liegt aber 
doch eine ziemlich enge Verbindung zwiſchen der Verwaltung des 
Claſſenvermögens und der politiſchen Gemeinde. 

Allerdings bietet Leoben auch das Beiſpiel eines Claſſenvermögens 
als reines Genoſſenſchaftsvermögen, nämlich in Betreff des ſog. „Vor⸗ 
ſtadt⸗Bürgerwaldes“. Dieſes Gemeinvermögen wird, frei von jeder 
Belaſtung zu Gunſten der politiſchen Gemeinde und frei von jeder 
Theilnahme derſelben an der Gebahrung, von einem Ausſchuſſe zu dem 
Zwecke verwaltet, um den an dem Factorievermögen antheilnehmenden 
Häuſern der Vorſtadt Waaſen nach einem gewohnheitsmäßig feſtſtehenden 
Bertheilungsmodus Brennholz zu liefern. Nur auf dieſes Verwögen iſt 
das Schema Herman's anwendbar, nicht auf das fog. Factorievermögen, 
deſſen Charakter ein weſentlich anderer iſt. Wie die Verwaltung dieſes 
Factorievermögens vor dem Beſtande des Normale von 1811 beſchaffen 
war, darauf kann es heute nicht ankommen; denn das Verhältniß der 
Gemeinde zum Claſſenvermögen wird durch das Normale feſtgeſtellt, 
und da muß außer der zu Gunſten der Gemeinde auf dem Vermögen 
haftenden Laſt auch die Zuſammenſetzung des Verwaltungsausſchuſſes 
beachtet werden. Außer dem von den berechtigten Bürgern gewählten 
Vorſteher beſteht derſelbe aber zur Hälfte aus direct von den Antheil— 
beſitzern gewählten Mitgliedern, zur andern Hälfte aus Delegirten der 
politiſchen Gemeinde, dem Bürgermeiſter und den Gemeinderäthen. 

In dem Maße, als die politiſche Gemeinde größer ward, deren 
Bedürfniſſe ſich erweiterten, haben ſich mannigfache Schwierigkeiten aus 
dieſen Verhältniſſen ergeben, deren Beſeitigung im allgemeinen Intereſſe 
ſehr wünſchenswerth iſt, die aber ohne einen Verſtoß gegen beſtehende 
Specialgeſetze auch nach Herman's Geſetzentwurſ nicht zu beheben find. 
Dadurch, daß nur jener Theil der Vermögenserträgniſſe an die einen 
Antheil beſitzenden Bürger zur Vertheilung gelangt, der nicht durch den 
Gemeindebedarf vorweg genommen wird, dadurch, daß die Zuſammen— 
ſetzung der Gemeindevertretung durch ihre mittelbare Theilnahme in der 
Verwaltung des Factorievermögens von größter Wichtigkeit für die 
Privatiutereſſen der Antheilbeſitzer wird, muß ſich zunächſt ein Kampf 
der Antheile beſitzenden Gemeindeglieder um die Majorität in der 
Gemeindevertretung ergeben, der ſich bei jeder Wahl mehr oder minder 
erneut. Die Ausnützung der, durch die beſtehende Wahkordnung nahezu 
garantirten Majorität der Hauszinsſteuerträger zu einer Ausſchließung 
aller Gemeindeglieder ohne Beſitzantheil aus der Gemeindevertretung 
iſt nur eine weitere Conſequenz dieſer unglücklichen Verquickung von 
öffentlichen und privaten Intereſſen. Offenbar iſt dieſes Verhältniß nichts 
als ein Hemmſchuh jeder zeitgemäßen gedeihlichen Entwicklung des 
Gemeinweſens, denn ein Zuwachs an Gemeindegliedern gibt keine Ver⸗ 
mehrung der Einnahmen, ſondern nur eine ſolche der Auslagen, welche 
das Factorievermögen treffen und von den Antheilbeſitzern möglichſt 
herabgedrückt werden. Es iſt daher begreiflich, daß ſchon wiederholt 
Verſuche gemacht wurden, dieſe Mißverhältniſſe durch einen vermögens— 
rechtlichen Ausgleich zu beheben, freilich erfolglos, indem dieſelben bis 
jetzt ſtets an Formgebrechen ſcheiterten, die in der Doppelſtellung der 
Mitglieder der Gemeindevertretung als Repräſentanten der politiſchen 
Gemeinde und zugleich als Privatintereſſenten ihren weſentlichen Grund 
hatten. Den beſtehenden Schwierigkeiten haben ſich nun noch neue zuge— 
ſellt in dem Maße, als in Folge der ſchlechten Conjunctur des Eijen- 
marktes die Haupteinnahmsquelle des Factorievermögens ſpärlicher floß 
und endlich verſiegte. Als nun die Verwaltung des Factorievermögens 
im Vorjahre die Zahlungen au die Gemeinde einſtellte, weil das Ver— 
mögen ein über die Zinſen und Amortiſationszahlungen verbleibendes 
Erträgniß nicht abwerfe, mußte die Gemeindevertretung Umlagen aus- 
ſchreiben und für die Begleichung der ſchon erfolgten Auslagen ein 
Darlehen aufnehmen. Die Bezirksvertretung hinwiederum verweigerte, 
weil den Steuerträgern eine Bilanz des Factorievermögens nicht vor— 
gelegt, alſo der ziffermäßige Beweis der Zahlungsunfähigkeit nicht er- 
bracht wurde, dem Beſchluſſe der Gemeindevertretung ihre Genehmigung 
und erſt der ſteiermärkiſche Landesausſchuß als höhere Inſtanz ertheilte 
dieſelbe, freilich indem er die Frage der Rechnungslegung ganz bei 
Seite ließ und nur die dringende Nothwendigkeit, die Fortführung des 
Gemeindehaushaltes berückſichtigte. Die eigentliche Streitfrage, ob die 
Gemeinde ihren Wahlberechtigten gegenüber verpflichtet war, die Zah- 
lungsunſähigkeit des primo loco zur Tragung der Gemeindeauslagen 
verpflichteten Factorievermögens ziffermäßig nachzuweiſen oder nicht, 
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frei von jenen, 


erſcheint ſomit nicht gelöſt. Daß die Vertreter der Gemeinde im Wirth- 
ſchaftsausſchuſſe von der Lage des Vermögens Kenntniß haben, kann 
den Steuerträgern gegenüber eine Bilanz nicht erſetzen, denn nachdem 
es von dem Ergebniſſe der Gebahrung abhängt, ob ſie zu Communal⸗ 
umlagen herangezogen werden oder nicht, ſo muß für ſie nicht blos 
das Reſultat, ſondern auch die Art und Weiſe der Gebahrung von 
höchſtem Intereſſe ſein. 

Es ſchien nothwendig, dieſe Details vorzuführen, um jo den Nach⸗ 
weis zu liefern, daß hier durchaus nicht jener einfache Fall eines reinen 
Genoſſenſchaftsvermögens vorliegt, wie Herman zu glauben ſcheint, ſondern 
daß gerade durch das genannte Normale die Vermögensverwaltung, ab- 
abgeſehen von der Eigenthumsfrage, dieſer Auffaſſung widerſpricht. 
Daß die Oberaufſicht über die Verwaltung durch das Normale gewiß 
nur zur Wahrung der Intereſſen der civiſchen Caſſe oder heutigen 
politiſchen Gemeinde den politiſchen Behörden zugewieſen wurde, ſpricht 
nicht dagegen, und iſt im Charakter der damaligen Zeit gelegen. Ein 
Schluß auf den rein privaten Charakter des Vermögens kann daraus 
jedenfalls nicht gezogen werden, man wäre vielmehr berechtigt, zu be— 
haupten, daß die gleiche Intention des Geſetzgebers heutzutage dieſe 
Oberaufſicht wahrſcheinlich den autonomen Organen zugewieſen hätte. 

Gegenüber den Ausführungen Herman's über die Competenzfrage 
wäre Folgendes zu bemerken. Daß den autonomen Behörden eine Ent⸗ 
ſcheidung über die Eigenthumsfrage nicht zuſteht, iſt gewiß. Daß denſelben 
jedoch jede Ingerenz bezüglich der Vermögensgebahrung fehlen ſollte, 
ſcheint dem Beſtehenden nicht ganz zu entſprechen, zumal gerade das 
wichtigſte Recht der Gebahrung, nämlich Veräußerungen und Belaſtungen, 
der Competenz der autonomen Organe zugewieſen werden. Auch würde 
jene Anſchauung einen äußerſt complicirten und mit zahlreichen Competenz— 
conflicten ausgeſtatteten Modus für die Beſchaffung normalgemaßer Be⸗ 
züge der Gemeinde creiren. Sodann beſteht ja thatſächlich eine Controle 
der Gemeinde über die Gebahrung durch die Entſendung der Vertreter 
in den Verwaltungsausſchuß, für den Fall der Aufnahme eines Dar⸗ 


lehens ſollte ferner derſelbe Weg, wie in Betreff der eines Dar— 
lehens 


einer Gemeinde eingeſchlagen, d. h. die Zuſtimmung der 
autonomen Behörden eingeholt werden. Freilich müßte dann wenigſtens 
die Vorlage einer Bilance zur Begründung des Anſuchens gefordert 
werden. Dieſe Controle muß aber als die entſchieden wichtigſte anerkannt 
werden, da ja bei Induſtrieunternehmungen Belaſtungen, wenn auch 
vorübergehender Natur nicht ſelten vorkommen. Es verbleibt ſonach der 
politiſchen Behörde die Entgegennahme und Prufung der Jahresrechnung 
und die Prüfung der Gebahrung. Mit letzterer 5 aber der polütiſchen 
Behörde eine Pflicht aufgeladen, die ſie nur im Intereſſe der Gemeinde 
zu übernehmen hat, und eine Verantwortung, die gewiß leichter von den 
der Sache näherſtehenden autonomen Organen übernommen werden 
könnte. Das Reſultat jener Auslegung iſt nur, daß die Competenz 
eine getheilte wird, daß der Begriff Vermögensbelaſtung bei einem 
Handels- und Induſtrieunternehmen zu vielfachen Zweifeln und dem— 
entſprechenden Eompetenzeonflieten Anlaß geben kann, und daß endlich 
die autonomen Organe ſich nur auf einem Umwege den Nachweis über 
den Stand einer Einnahmsgquelle verſchaffen können, deren Inanſpruch⸗ 
nahme, reſp. das Recht zur Deckung der Auslagen aus derſelben ja 
auch nach Herman ein Vermögen der Gemeinde bildet. Das Intereſſe 
der Gemeinde an einer möglichſt ökonomiſchen Gebahrung mit dem 
Factorievermögen wird aber um fo höher ſteigen, je ſeltener das Er— 
trägniß nach Abzug der gänzlichen oder theilweiſen Bedeckung der 
Gemeindeauslagen ein Plus zur Vertheilung an die Antheilbeſitzer ab- 


wirft, und dieſer Fall wird um ſo öfter eintreten, je größer die Aus⸗ 


lagen der Gemeinde werden, und je tiefer der Gewinn aus den 
Induſtrieunternehmungen bei zunehmender Concurrenz ſinkt. Das eine 
iſt aber vorausſichtlich eine Folge der ſocialen, das andere eine ſolche 
der wirthſchaftlichen Entwicklung. 

Wenn man nun auch mit Herman die Frage, ob Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen in Gemeinden von Uebel jind, verneint, 15 wird man doch 
auf Grund der gegebenen Darſtellung ſagen müſſen, daß ſich durch 
dieſelben Verhältniſſe entwickeln können, welche nachtheilig wirken. 
Dieſe zu beſeitigen, eine unſerer Zeit entſprechende Gebahrungsnorm zu 
finden, iſt gewiß ein dringendes Bedürfniß. Die bisherige Aufſicht der 
politiſchen Behörde kann dabei wenig helfen, weil dieſelbe für Ver⸗ 
hältniſſe geſchaffen wurde, über welche der moderne Zuſtand des öffent- 
lichen Lebens hinausgewachſen iſt. Wo es ſich um Genoſſenſchaftsvermögen, 
den Charakter des Vermögens weſentlich ändernden 


Beſchränkungen handelt, kann fie ausreichen, in dem vorliegenden Falle 


keineswegs. Hier iſt auch den autonomen Organen ein den Inter⸗ 
eſſen der Gemeinde entſprechender Einfluß zuzuweiſen und dies 
iſt um fo nothwendiger, als nur dadurch bei der vorliegenden Intereſſen— 
colliſion das Intereſſe der Gemeinde erfolgreich gewahrt werden und 
möglichen einſeitigen Verzichtleiſtungen entgegengetreten werden kann. 
Bezirksvertretung und Landesausſchuß werden dieſe Aufgabe auch um 
ſo weniger von ſich weiſen können, als die Controle der Gemeinde 
durch das Uebergewicht der Antheilbeſitzer in der Vertretung dem Vor— 
wurfe der Einſeitigkeit ausgeſetzt ſein muß. 

Solch complicirten Verhältniſſen, wie die dargeſtellten, entſpricht 
gewiß nicht der Charakter der von Herman geſchilderten Genoſſenſchafts— 
vermögen, und es kann ſomit der von ihm aufgeſtellte Geſetzentwurf 
nicht als zeitgemäße Regelung der Frage angeſehen werden. Derſelbe 
iſt nur für den einfachen Fall eines reinen Genoſſenſchaftsvermögens 
berechnet, nicht für das Factorievermögen von Leoben, deſſen Charakter 
ſeit Einführung des Normale ein ganz anderer iſt, wie aus der Dar— 
legung der beſtehenden Uebung deutlich hervorgeht. Es wird daher auch 
eine Löſung der Frage nur unter möglichſter Berückſichtigung der 
ſpeciellen Verhältniſſe erfolgen können. 

Im Vorſtehenden haben wir nachgewieſen, daß die Darſtellung, 


welche Herman über das Factorievermögen in Leoben gibt, den wirklichen 


Verhältniſſen nicht entſpricht, und es wird dadurch auch die Behauptung, 
daß die Claſſen vermögen im Allgemeinen 
privater Natur ſeien, widerlegt. Aber auch die Ausführungen Pairhuber's 
ſind auf den erörterten Fall nicht anzuwenden, weil hier keine Uſur— 
pation von Rechten, ſondern eine geſetzliche Norm vorliegt, die jeder 
Partei beſtimmte Rechte zuweiſt. Wenn auch der Gemeinde nach dieſer 
Norm wichtige Rechte zuſtehen, fo läßt ſich doch bei der präciſen Tex— 
tirung jener Vorſchrift der Schluß auf das Vorhandenſein eines Gemeinde— 
vermögens nicht ziehen. Zur Beſeitigung der dargelegten Schwierigkeiten 
durch Entſcheidung des einzelnen Falles kann mau aber nicht durch 
Anwendung theoretiſcher PBrineipien, ſondern nur durch eingehende Unter— 
ſuchung der beſtehenden Verhältniſſe gelangen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Koſtenforderung des für die Gemeinde behufs der Interven— 
tion beim gerichtlichen Richtigſtellungsverfahren in Angelegenheit 
der Grundbuchsanlegung beſtellten fachkundigen Vertreters kann 
von der die Zahlung weigernden Gemeinde im Wege der politi— 
ſchen Execution eingebracht werden. 

Der T’er Bezirksausſchuß beſtellte auf Grund feines Beſchluſſes 
vom 21. November 1877 mit dem Decrete (ldo. 22. November 1877, 
3. 625, den Dr. A., Advocaten in T., behufs Einleitung und Durch— 
führung der erforderlichen Schritte in dem bevorſtehenden Richtigſtellungs— 


verfahren, betreffend die von 16 Ruſtikaliſten in U. angeſuchte Er- 


gänzung des Grundbuches der Kataſtralgemeinde U. durch Eintragung 
der bücherlich nicht eingetragenen Liegenſchaften als fach- und geſetz— 
kundigen Vertreter der Gemeinde U. 

Von diefer Verfügung wurde gleichzeitig das Gemeindeamt in U. 
verſtändigt. 

Dr. A. hat die Gemeinde U. bei den gerichtlichen Richtigſtellungs— 
verfahren in Angelegenheit der Grundbuchsanlage vertreten und hierauf 


beim Ter Bezirksausſchuß unterm 26. Februar 1880 ſeine Balmar | 
und Expeuſenrechnung, lautend auf 148 fl. 25 kr. (beziehungsweiſe ein⸗ 


ſchließlich des Einſchreitens an den Bezirksausſchuß, welches Dr. A. 
mit 1 fl. 20 kr. berechnete, auf 149 fl. 45 kr.), eingebracht mit dem 
Bemerken, daß er ſeine Rechnung der Gemeinde 1. bereits mehrmal 
überſendet, jedoch nicht einmal eine Antwort hierauf erhalten habe. 

Nachdem wiederholte Weiſungen des Teer Bezirksausſchuſſes an 
den Gemeindevorſteher in U., die Palmarforderung des Dr. A. zu 
begleichen, ohne Erfolg geblieben waren, wandte ſich dieſer Bezirks⸗ 
ausſchuß mit Zuſchrift vom 24. Mai 1880, Z. 235, an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in T. mit dem Erſuchen, den Palmarbetrag des Dr. A. 
von der Gemeinde U. zwangsweiſe einbringlich zu machen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft T. ſtellte das Erſuchſchreiben dem 
Bezirksausſchuſſe mit der Note vom 2. Juni 1880, Z. 3354, mit 
dem Bemerken zurück, daß die politiſche Behörde zur Eintreibung von 
Palmarforderungen der Advocaten nicht competent iſt. 
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Genoſſenſchaftsvermögen 


| In der dagegen eingebrachten Beſchwerde machte der T.’er Be- 
zirksausſchuß geltend, es handle ſich im vorliegenden Falle nicht um 
die Einbringung eines Palmarbetrages für einen Advocaten, ſondern 
für einen nach $ 101 der Gemeindeordnung beſtellten fach- und gefeb- 
kundigen Vertreter für die Gemeinde U. zur Wahrung der Rechte dieſer 
Gemeinde iu dem Richtigſtellungsverfahren aus Anlaß der von den 
Ruſtikaliſten in U. angeſuchten Ergänzung des Grundbuches der Kata— 
ſtralgemeinde U. durch Eintragung der bücherlich nicht einverleibten 
Liegenſchaften. Mit der Miniſterial-Entſcheidung vom 16. October 1875, 
3. 12.936, dann mit der von dem Minifterium des Innern unterm 
2. Auguſt 1879, 3. 6900, beſtätigten Statthalterei-Entſcheidung vom 
3. März 1879, 3. 6234, ſei die Einbringung der Koſtenvorſchüſſe 
ſolcher für die Gemeinde beſtellten Curatoren im politiſchen Executions⸗ 
wege bewilligt worden. Dasſelbe müſſe daher auch von den Palmar- 
ſorderungen gelten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft berichtete zu dem Recurſe, daß nach 
ihrer Anſicht die Eintreibung der in Rede ſtehenden Forderung im 
Grunde der faıf. Verordnung vom 10. April 1854 nicht zur Com- 
petenz der politiſchen Behörden gehöre, ſondern im gerichtlichen Wege 
ausgetragen werden müſſe. Der Hinweis des Bezirksausſchuſſes auf 
analoge Entſcheidungen dürfte nicht maßgebend fein, denn dieſe Ent- 
ſcheidungen ſeien jeweilig nur für ſpecielle Fälle erlaſſen worden. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 6. Februar 
1881, 3. 3333, der Beſchwerde des Ter Bezirksausſchuſſes keine 
Folge gegeben, „weil die Einbringung einer derlei Forderung außer— 
halb der Competenz der politischen Behörde ſteht“. 

Das Miniſterium des Innern fand unterm 8. Mai 1881, 
3. 6588, dem Rerurſe des Teer Bezirksausſchuſſes Folge zu geben, 
und unter Behebung der Entſcheidungen der Bezirkshauptmannſchaft und 
der Statthalterei im Grunde der SS 101 und 104 der Gemeindeord— 
nung für Böhmen zu erkennen, daß die erwähnte Forderung des Dr. A. 
unter der Vorausſetzung ihrer Liquidität im Wege der politiſchen Exe— 
cution einzubringen iſt. 
| „Denn der in Rede stehenden Forderung des Dr. A. gegen die 
Gemeinde U. liegt die mit dem Decrete des Bezirksausſchuſſes T. vom 
22. November 1877, 3. 625, nach Maßgabe des § 101 der Gemeinde— 
ordnung erfolgte Beſtellung des Dr. A. zum Vertreter der genannten 
Gemeinde in dem Rechtsſtreite derſelben mit den dortigen Ruſtikaliſten 
wegen des Eigenthumsrechtes auf mehrere Grundſtücke zu Grunde. 

Aus dieſem Forderungstitel ergibt ſich die Verpflichtung der 
politiſchen Bezirksbehörde in dem Falle, wenn die Gemeindevertretung 
U. es unterlaßt oder verweigert, die ihr obliegende Entlohnung, reſpec— 
tive Entſchädigung des für die Gemeinde im Grunde des § 101 der 
Gemeindeordnung beſtellten Vertreters zu leiſten, nach $ 104 der 
Gemeindeordnung die vom Bezirksausſchuſſe angeſuchte Abhilfe zu treffen, 
nämlich den dem Curator der Gemeinde gebührenden Betrag von der 
letzteren zwangsweiſe einzuheben. 

Selbſtverſtändlich wird die mehrerwähnte Forderung des Dr. A., 
falls bei Mittheilung derſelben von der Gemeinde U, gegen die Liqui⸗ 
dität derſelben Einwendungen erhoben werden ſollten, der gerichtlichen 
Adjuſtirung des Hofkanzlei-Decretes vom 12. October 1833 (politiſche 
Geſetzſammlung, Band 61, Seite 242) zu unterziehen ſein.“ H. 


Geſetze und Beroränungen. 
1880. IV. Quartal. 


Landes-Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 25. November. 

Nr. 83 Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 30. Octo⸗ 

ber 1880, 3. 62.599, betreffend die Erlaſſung einer Lände-Ordnung zum Zwecke 

der Beſeitigung der der Elbeſchifffahrt in der Strecke Melnik-Landesgrenze in 
Folge des ungeregelten Anlegens der Holzflöße ſich entgegenſtellenden Schwie⸗ 
rigkeiten. 

Nr. 84. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 2. Novem⸗ 
ber 1880, Z. 66.256, betreffend die Abänderung des § 8 des Statutes der 
Hypothekenbank des Königreiches Böhmen. 

XV. Stück. Ausgeg. am 18. December. 

Nr. 85. Geſetz vom 11. September 1880, wirkſam für das Königreich 

Böhmen, betreffend Abänderungen zu dem Gefetze vom 24. Februar 1873, 


L. G. Bl. Nr. 16 vom 18. April 1873, über die Regelung der Errichtung, 
Erhaltung und des Beſuches der öffentlichen Volksſchulen. 

Nr. 86. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 12. Novem⸗ 
ber 1880, 3. 65.296, betreffend die Bemauthung der durch den Pürglitzer 
Gerichtsbezirk von Krusnahora bis an die Horowitzer Bezirksgrenze führenden 
Bezirksſtraße und die Verlegung des Mauthſchrankens auf der Hudlic-Neu⸗ 
Joachimsthal⸗Podmokler Bezirksſtraße von Neu⸗Joachimsthal nach Hudlic. 

Nr. 87. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 13. Novem⸗ 
ber 1880, 3. 69.306, betreffend die Erhöhung der Mauthgebühr an der Eger- 
brücke oberhalb Klöſterle. 

Nr. 88. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. Novem⸗ 
ber 1880, Z. 72.204, betreffend die proviſoriſche Bemauthung der über den 
Beraunfluß bei Karlſtein erbauten Brücke. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. 

Nr. 89. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 
25. November 1880, Z. 64.963, betreffend die Aenderung der Einzahlungstermine 
für die Hauszinsſteuer in den zum Prager Polizeirayon gehörigen Ortſchaften. 

Nr. 90. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 22. De- 
cember 1880, 3. 78.704, betreffend die Verlegung des Mauthſchrankens auf der 
Oberhals⸗Pürſtein⸗Aubacher Bezirksſtraße von Weigensdorf nach Pürſtein. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner. 

Nr. 91. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 18. De⸗ 
cember 1880, Z. 73.781, betreffend die Weiterbemauthung mehrerer Straßenbrücken 
im Bergreichenſteiner Vertretungsbezirke. 

Nr. 92. Kundmachung des k. k. Landesſchulrathes vom 23. December 
1880, Z. 24.731, betreffend die Ausſcheidung der Schulgemeinde Solopisk aus 
dem Schulbezirke Kolin und Zuweiſung derſelben zum Schulbezirke Kuttenberg. 

Nr. 93. Kundmachung des k. k Landesſchulrathes vom 23. December 
1880, Z. 30.954, betreffend die Ausſcheidung der Schulgemeinde Jiſtebnie aus 
dem Schulbezirke Seltan und Zuweiſung derſelben zum Schulbezirke Tabor. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die 

Mähren. 
XXII. Stück. Ausgeg, am 11. Oetober. 

35. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Mähren vom 22. Sep⸗ 
tember 1880, betreffend die Verleihung der Befugniß eines Civil-Geometers. 

36. Verordnung der k. k. Statthalterei für Mähren vom 24. September 1880, 
betreffend die Handhabung des Meldungsweſens in der Ortſchaft Kunewald 
im Neutitſcheiner politiſchen Bezirke. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 23. October. 

37. Geſetz vom 1. October 1880, wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, 
betreffend die Befreiung der Lehrer an den öffeutlichen Volks- und Bürgerſchulen, 
dann der Angehörigen derſelben von der Zahlung der Landes- und Grundentlaſtungs⸗ 
Zuſchläge, ſowie der Bezirks- und Gemeinde-Umlagen auf die Einkommenſteuer 
von ihren Amtsbezügen und Ruhegenüſſen. 

38. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Mähren vom 10. October 1880, 
betreffend die Berichtigung des deutſchen Textes der Statthalterei-Kundmachung 
vom 18. Auguſt 1880, Nr. 31 L. G. und V. B. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 17. November. 

39. Kundmachung des mahriſchen Landesausſchuſſes vom 10. October 
1880, womit der Landes» und Grundentlaſtungs⸗Zuſchlag pro 1880 und 1881 ver⸗ 
lautbart wird. 


Markgrafſchaft 
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XXV. Stück. Ausgeg. am 18. November. 
40. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 31. October 
1880, betreffend das Reſultat der 50. Verloſung mähriſcher Grundentlaſtungs⸗ 
Obligationen. 
41. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 1. November 
1880, betreffend das Reſultat der ſechzehnten Verloſung mähr. Propinations⸗ 
Ablöſungsfonds⸗Obligationen. 
42. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Mähren vom 28. October 
1880, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civilgeometers. 
XXVI. Stück. Ausgeg. am 15. December. 
43. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 15. November 
1880, betreſſend mehrere Aenderungen des Statuts der Hypothekenbank der Mark- 
grafſchaft Mähren. 
44. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 15. November 
1880, womit die Aenderungen der §8 11, 16 und 23 der Durchführungs⸗Vorſchrift | 
zum Statute der Hypothekenbank der Markgrafſchaft Mähren (Nr. 24 des Landes⸗ 
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geſetz und Verordnungblattes für die Markgrafſchaft Mähren des Jahres 1876) 
kundgemacht werden. 
XXVII. Stück. Ausgeg. am 24. December. 

45. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 19. December 
1880, betreffend die Verpflegstaxen im landſchaftlichen Irren- und Gebär⸗ 
hauſe in Laibach. 

46. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 30. November 
1880, mit welcher die Prämien für das Einſammeln der Maikäfer und Enger- 
linge für das Jahr 1881 feſtgeſetzt werden. 

47. Verordnung des k. k. mähr.-Ichlej. Oberlandesgerichtes vom 30. No» 
vember 1880, womit der Zinsfuß von den in den gemeinſchaftlichen Waiſencaſſen 
der k. k. Gerichte in Mähren und Schleſien verrechneten Waiſenamts⸗Capitalien 
vom 1. Jänner 1881 von 6% auf 5% bis auf Weiteres herabgeſetzt wird. 

48. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 9. December 
1880, betreffend die Verpflegsgebühren im öffentlichen Krankenhauſe in Leoben, 

49. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. December 
1880, betreffend den Aufruf der im Jahre 1881 ſtellungspflichtigen Altersclaſſen. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Eharakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Polizeirathe der Polizeidirection in Prag Adam Forſter 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Graz Johann Ritter 
Gebell v. Ennsburg taxfrei den Titel eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Oskar Schießler zum Refe⸗ 
renten für die adminiſtrativen und ökonomiſchen Schulangelegenheiten beim fteier- 
märkiſchen Landesſchulrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Allerhöchſten Privatgüter in 
Böhmen Joſeph Bertel das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben die unbeſoldeten Geſandtſchafts-Attaches Heinrich 
Grafen Lützow und Alois Freiherrn v. Aehrenthal zu Honorar-Legations⸗ 
ſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Conceptsaſpiranten Nikolaus Grafen Szeeſen 
und Dr. Karl Freiherrn v. Machio zu unbeſoldeten Geſandtſchafts-⸗Attaches 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums 
Johann Kutſcha anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Rechunngsrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Charakter 
eines Oberrechnungsrathes bekleideten Rechnungsrath des Miniſteriums für Cultus 
und Unterricht Hermann Igl zum Director des Wiener Schulbücherverlages 
ernaunt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den bisherigen Hilfsarbeiter 
der Bibliothek der Akademie der bildenden Künſte in Wien Moriz Warmuth 
zum Amanuenſis dieſer Bibliothek ernannt. 8 0 

Der Handelsminiſter hat den Hilſsämter-Directionsadjuncten der See— 
behörde in Trieſt Adolph Robiezek zum Hilfsämterdirector dieſer Behörde 
ernannt. 


Erledigungen. 
Haupteaſſiersſtelle bei der niederöſterreichiſchen Landeshauptcaſſe in der 
achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 125.) 

Rechnungsprakticantenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 
Salzburg mit 300 fl. Adjutum jährlich, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 125.) 

Telegraphenoberamts⸗Verwaltersſtelle bei der k. k. Telegraphenhauptſtation 
in Salzburg mit der achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 15. Juni. (Amtsbl. 
Nr. 125.) 

Yrztesftele für den Curbezirk Neuberg, eventuell Mürzſteg in Oberſteier⸗ 
mark mit 1000 fl., eventuell 600 fl. Beſtallung, Reiſepauſchale und freier Woh⸗ 
nung, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 127.) 


Im Verlage der Manz'schen k. k. Hofverlags- und Universitäts- 


Buchhandlung in Wien ist soeben erschienen und durch alle Buch- 


handlungen zu beziehen: 


Oesterreichische Steuergesetze. 


Vollständige Sammlung 
- aller auf 
direkte Steuern Bezug habenden Gesetze, Verordnungen und Judikate. 
Herausgegeben von 
Dr. Vietor Röll, 
Rechtsconsulent-Stellvertreter der K.-Elis.-W.-Bahn. 
Erstes Heft (Bogen 1—10). Grundsteuer—Gebändesteuer. 
Preis 80 kr. 

Diese Steuergesetz-Sammlung wird in 6 bis 7 Heften gleichen Umfanges 
in kurzen Zwischenräumen erscheinen. Ein ausführlicher Prospect über 
die Eintheilung der Sammlung steht auf gef. Verlangen gratis und 
franco zu Diensten. Im Verhältniss zum Gebotenen ist der Preis bei guter 
Ausstattung sehr massig. Das am 31. Mai d. J. vom hohen Herrenhause 
sanctionirte Gesetz wegen Feststellung der Grundsteuerhauptsumme er- 
scheint im zweiten Heft. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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